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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Kosten, die durch einen
Katheterwechsel und -spÃ¼lung wÃ¤hrend des Aufenthaltes des KlÃ¤gers in einer
Werkstatt fÃ¼r Behinderte entstehen.

Der am 20.04.1978 geborene KlÃ¤ger ist schwerstbehindert und erhÃ¤lt Leistungen
der Pflegestufe III. Er wird Ã¼berwiegend durch seine Eltern gepflegt. TagsÃ¼ber
besucht er eine Werkstatt fÃ¼r Behinderte. Der KlÃ¤ger ist mit Einmalkatheter
versorgt und muss mehrmals tÃ¤glich kathetetisiert werden. WÃ¤hrend des
Aufenthalts in der Werkstatt fÃ¼r Behinderte hatte dies ein hÃ¤uslicher
Krankenpflegedienst Ã¼bernommen, wobei die Beklagte als zustÃ¤ndige
Krankenkasse die Kosten hierfÃ¼r bis zum 30.09.2000 Ã¼bernommen hat. Der
KostenÃ¼bernahme lagen Ã¤rztliche Verordnungen von hÃ¤uslicher Krankenpflege
fÃ¼r einmal tÃ¤glich Katheterwechsel einschlieÃ�lich SpÃ¼lung vom Hausarzt Dr.
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L. zugrunde. Der KlÃ¤ger legte eine neue Verordnung von Dr. L. fÃ¼r den Zeitraum
vom 01.10. bis 31.10.2000 vor. Die Beklagte lehnte mit Schreiben vom 18.10.2000
unter Hinweis auf neue Richtlinien zur Abgrenzung von PflegemaÃ�nahmen und
hÃ¤uslicher Krankenpflege die Ã�bernahme der Kosten ab, da es sich nicht um
Leistungen der hÃ¤uslichen Krankenpflege handele. Hiergegen legte der KlÃ¤ger
Widerspruch mit Schreiben vom 18.01.2001 ein, der mit Widerspruchsbescheid vom
25.05.2001 zurÃ¼ckgewiesen wurde.

RÃ¼ckwirkend zum 01.10.2000 haben die Eltern des KlÃ¤gers statt der Zahlung des
vollstÃ¤ndigen Pflegegeldes in HÃ¶he von 1.300,00 DM auf kombinierte Geld- und
Pflegesachleistung umgestellt. Der hÃ¤usliche Pflegedienst hat die Rechnung fÃ¼r
die tÃ¤gliche Einmalkathetisierung bei der Pflegekasse eingereicht und die
beigeladene Pflegekasse das Pflegegeld an die Familie entsprechend dem
VerhÃ¤ltnis der ausgezahlten Pflegesachleistungen gekÃ¼rzt.

Der KlÃ¤ger begehrt mit seiner mit Schreiben vom 08.06.2001 erhobenen Klage
ungekÃ¼rztes Pflegegeld fÃ¼r die Vergangenheit und KostenÃ¼bernahme der
Kosten fÃ¼r die Einmalkathetisierung durch die Krankenkasse wÃ¤hrend des
Werkstattaufenthaltes in der Zukunft. Der KlÃ¤ger macht geltend, die Werkstatt
fÃ¼r Behinderte habe den Charakter der ErgÃ¤nzung des hÃ¤uslichen Milieus. Es
kÃ¶nne nicht sein, dass die Einmalkathetisierung zu Lasten des der Familie
zustehenden Pflegegeldes ginge.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid vom 18.10.2000 und den Widerspruchsbescheid vom 25.05.2001
aufzuheben und

1. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet war, Leistungen der hÃ¤uslichen
Krankenpflege in Form einer tÃ¤glichen Einmal- kathetisierung ab 01.10.2000 zu
Ã¼bernehmen,

2. die Beklagte zu verpflichten, Leistungen der hÃ¤uslichen Kranken- pflege in Form
der tÃ¤glichen Einmalkathetisierung fÃ¼r die Zukunft zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte begrÃ¼ndete zunÃ¤chst die Ablehnung der weiteren
KostenÃ¼bernahme damit, dass es sich bei der Werkstatt fÃ¼r Behinderte um eine
Institution handele, in der sich der KlÃ¤ger auÃ�erhalb des Familienhaushalts
aufhalte und damit eine LeistungsgewÃ¤hrung im Rahmen der hÃ¤uslichen
Krankenpflege ausgeschlossen sei. Zuletzt beruft sich die Beklagte darauf, dass die
Einmalkathetisierung keine verordnungsfÃ¤hige Leistung der hÃ¤uslichen
Krankenpflege darstelle.

Die zum Verfahren beigeladene Pflegekasse beantragt,
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die Klage abzuweisen. Nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts vom
21.11.2002 wurde die Beklagte zur Stellungnahme durch das Gericht aufgefordert.
Die Beklagte hat auf die am 14.05.2000 in Kraft getretene Richtlinie des
Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen verwiesen. Der KlÃ¤ger hat
einen Arztbericht des Dipl.-Med. S. vom 03.07.2003 UniversitÃ¤tsklinikum J.
vorgelegt. Danach leidet der KlÃ¤ger an einer sogenannten neurogenen Blase. Er ist
zu keinerlei willkÃ¼rlichen Blasenentleerung in der Lage, weshalb ohne
Kathetisierung NierenschÃ¤den eintreten wÃ¼rden. Das Gericht hat von der
Beigeladenen das MDK-Pflegegutachten vom 13.01.1995 beigezogen. Darin wurden
12 x 10 Minuten mit Decubituspflege bei Darm-Blasenentleerung angenommen.
Nach der Stellungnahme der KlÃ¤gerseite vom 02.02.2004 wurde erst nach der
Erstellung des Pflegegutachtens mit der Kathetisierung begonnen. Die Beklagte hat
ein Schreiben des Gemeinsamen Bundesausschusses vom 27.01.2004 sowie eine
Stellungnahme des Bundesministeriums fÃ¼r Gesundheit und Soziale Sicherung
vom 12.08.03 vorgelegt, wonach Einmalkathetisierung nur zu Schulungszwecken
des Betroffenen und im Ã¼brigen nur die Versorgung mit einem transurethralen
Dauerkatheter verordnungsfÃ¤hig sein soll. Das Gericht hat Beweis erhoben durch
Einholung eines Befundberichts von Dipl.-Med. S. vom 09. Dezember 2004.

BezÃ¼glich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Verwaltungsakte der Beklagten und der Gerichtsakte, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf
Kostenerstattung fÃ¼r die in Anspruch genommenen Leistungen der hÃ¤uslichen
Krankenpflege durch die Beklagte.

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Insbesondere ist auch die Feststellungsklage fÃ¼r eine
Leistungspflicht der Beklagten in der Vergangenheit zulÃ¤ssig. Nachdem die
Beklagte die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die weitere hÃ¤usliche Krankenpflege nach
dem 01.10.2001 abgelehnt hat, haben die Eltern des KlÃ¤gers als dessen Vertreter
auf die Kombination von Geld- und Pflegesachleistungen umgestellt. Das bedeutet,
dass die Pflegeversicherung Sachleistungen in der Form der KostenÃ¼bernahme
fÃ¼r die Einmalkathetisierung in der Werkstatt fÃ¼r Behinderte Ã¼bernimmt und
den nicht verbrauchten Anteil an Geldleistung entsprechend dem VerhÃ¤ltnis der
nicht verbrauchten Sachleistungen an die Eltern des KlÃ¤gers auszahlt. Ob und
inwieweit dieser Antrag und diese Umstellung der Leistungen durch die
Pflegeversicherung durch eine Klage gegenÃ¼ber der Krankenkasse auf
KostenÃ¼bernahme rÃ¼ckgÃ¤ngig gemacht werden kann, ist fraglich. Richtiger
Weise mÃ¼sste der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Beigeladenen die Auszahlung des
vollen Pflegegeldes und gegenÃ¼ber der Beklagten die Freistellung von den Kosten
des Pflegedienstes geltend machen. Der KlÃ¤ger kann nach Umstellung auf
kombinierte Geld- und Sachleistung im gerichtlichen Verfahren nicht von der
Beklagten fÃ¼r die Vergangenheit die Auszahlung der Differenz zwischen
ungekÃ¼rztem und gekÃ¼rztem Pflegegeld verlangen. Der KlÃ¤ger kann allenfalls
SchadenersatzansprÃ¼che gegenÃ¼ber der Beklagten geltend machen, weil er aus
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finanziellen GrÃ¼nden sich gezwungen sah, wegen fehlender KostenÃ¼bernahme
durch die Beklagte auf kombinierte Geld- und Sachleistungen in der
Pflegeversicherung umzustellen. Vom Gericht wurde daher angeregt, dass der
KlÃ¤ger lediglich die Feststellung der Verpflichtung der KostenÃ¼bernahme durch
die Beklagte beantragt, um sich etwaige SchadenersatzansprÃ¼che zu sichern. Das
hierfÃ¼r erforderliche besondere Feststellungsinteresse liegt vor (vgl. hierzu Meyer-
Ladewig, SGG, Kommentar, 7. Auflage, Â§ 55 Rdnr. 16).

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Streitgegenstand war zunÃ¤chst ausschlieÃ�lich die
verordnete hÃ¤usliche Krankenpflege vom 01.10. bis 31.10.2000. Nur hierfÃ¼r
hatte der KlÃ¤ger ursprÃ¼nglich eine Verordnung des behandelnden Arztes
vorgelegt. Zwischenzeitlich wurde jedoch Ã¼ber den 31.10.2000 hinaus die
hÃ¤usliche Krankenpflege in der Form weiter gefÃ¼hrt, dass Kosten des
Pflegedienstes mit dem Pflegegeld verrechnet und dem KlÃ¤ger dadurch ein
materieller Schaden in Form der KÃ¼rzung des Pflegegeldes entstanden ist.
Entgegen den AusfÃ¼hrungen des Bundessozialgerichts im Urteil vom 21.
November 2002 (Az.: B 3 KR 13/02 R) erstreckt sich daher der Streitgegenstand im
vorliegenden Verfahren mangels vorliegender Folgebescheide durch den Hausarzt
auf den gesamten streitigen Zeitraum in der Vergangenheit ab dem 01.10.2000 bis
in die Zukunft hinein. Da sich an dem Zustand und der Sachlage nichts geÃ¤ndert
hat, ist auch fÃ¼r die Zukunft zu erwarten, dass die Beklagte eine
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r hÃ¤usliche Krankenpflege nicht vornehmen wird.

Nach Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) erhalten
Versicherte in ihrem Haushalt oder ihrer Familie als hÃ¤usliche Krankenpflege
Behandlungspflege, wenn sie zur Sicherung des Ziels der Ã¤rztlichen Behandlung
erforderlich ist. Entgegen den ursprÃ¼nglichen AusfÃ¼hrungen der Beklagten im
Widerspruchsbescheid vom 25.05.2001 ist eine Kostenerstattung und Leistung fÃ¼r
die Zukunft durch die Beklagte nicht bereits deshalb ausgeschlossen, weil der
KlÃ¤ger sich wÃ¤hrend der erforderlichen Blasenkathetisierung in einer Werkstatt
fÃ¼r Behinderte aufhÃ¤lt. Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V begrenzt die Leistungspflicht
der Krankenkasse nicht rÃ¤umlich auf den Haushalt des Versicherten oder seiner
Familie als Leistungsort und schlieÃ�t medizinisch erforderliche MaÃ�nahmen, die
bei vorÃ¼bergehenden Aufenthalten auÃ�erhalb der Familienwohnung anfallen,
dann nicht aus, wenn sich der Versicherte ansonsten stÃ¤ndig in seinem Haushalt
bzw. seiner Familie aufhÃ¤lt und dort seinen Lebensmittelpunkt hat
(Bundessozialgericht Urteil vom 21. November 2002, Az.: B 3 KR 13/02 R). Eine
Begrenzung der KostenÃ¼bernahme hÃ¤uslicher Krankenpflege nur in der
Wohnung des Versicherten ist damit durch diese Vorschrift nicht erfolgt. Die
Beklagte hat grundsÃ¤tzlich auch fÃ¼r Erbringung hÃ¤uslicher Krankenpflege
auÃ�erhalb der Wohnung eines Versicherten zu sorgen, wenn der
Lebensmittelpunkt des Versicherten in der Familie angesiedelt ist. Â§ 37 SGB V will
nur dort die hÃ¤usliche Krankenpflege ausschlieÃ�en, wo ein Daueraufenthalt in
Einrichtungen der Alten- oder Behindertenhilfe vorliegt.

Bei der Einmalkathetisierung handelt es sich um eine MaÃ�nahme der
Behandlungspflege. Bei PflegebedÃ¼rftigkeit unterscheidet das Gesetz
grundsÃ¤tzlich zwischen MaÃ�nahmen der Grundpflege und der
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Behandlungspflege. Zu den MaÃ�nahmen der Grundpflege gehÃ¶ren MaÃ�nahmen,
die der Nahrungsaufnahme, der KÃ¶rperpflege, dem An- und Auskleiden sowie dem
Ausscheiden und der hauswirtschaftlichen Versorgung dienen. MaÃ�nahmen der
Grundpflege zÃ¤hlen zu den Leistungen, die die Pflegeversicherung im Rahmen des
Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) abdeckt. Zur Behandlungspflege gehÃ¶ren
nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts alle PflegemaÃ�nahmen,
die durch eine bestimmte Erkrankung erforderlich werden, auf den
Krankheitszustand des Versicherten ausgerichtet sind und dazu beitragen, die
Krankheit zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten bzw.
Krankheitsbeschwerden zu verhindern oder zu lindern (vgl. BSG aaO). Die
Behandlungssicherungspflege wird durch die gleichzeitige GewÃ¤hrung von
Grundpflege als Leistung der sozialen Pflegeversicherung nicht ausgeschlossen (vgl.
BSG Urteil vom 30. Oktober 2001, Az.: B 3 KR 2/01 R). Einen Anhaltspunkt, welche
MaÃ�nahmen zur Behandlungspflege und welche zur Grundpflege gehÃ¶ren, bietet
die Richtlinie des Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen Ã¼ber die
Verordnung von hÃ¤uslicher Krankenpflege nach Â§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 und Abs.
7 SGB V vom 16.02.2000 (Bundesanzeiger Nr. 91, S. 8878). Die Kathetisierung der
Harnblase ist unter Nr. 23 der Anlage dieser Richtlinie aufgefÃ¼hrt mit Einlegen,
Entfernen oder Wechseln eines transurethralen Dauerkatheters in die Harnblase zur
Ableitung des Urins, wobei ein Dauerkatheterwechsel alle drei bis vier Wochen
mÃ¶glich ist, sowie Einbringen eines transurethralen Einmalkatheters in die
Harnblase zur Schulung von Patienten in der sachgerechten Anwendung des
Einmalkatheters fÃ¼r maximal 5 Tage.

Die tÃ¤gliche Einmalkathetisierung des KlÃ¤gers gehÃ¶rt zur Behandlungspflege.
Nach dem eingeholten Befundbericht des Dipl.-Med. S. vom 09. Dezember 2004
leidet der KlÃ¤ger an einer schweren neuropathischen Blasen- und
MastdarmfunktionsstÃ¶rung. Das Kathetisieren des KlÃ¤gers ist mehrmals tÃ¤glich
zur Verhinderung von schweren NierenbeckenentzÃ¼ndungen und
NierenschÃ¤digungen notwendig. Damit handelt es sich um eine MaÃ�nahme, die
der Verhinderung von Erkrankungen dient.

Der Bundesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen (jetzt: Gemeinsamer
Bundesausschuss) hat in den Richtlinien nach I. 3. S. 2 nicht in der Anlage zu der
Richtlinie aufgefÃ¼hrte MaÃ�nahmen von der VerordnungsfÃ¤higkeit hÃ¤uslicher
Krankenpflege ausgeschlossen und festgestellt, dass die Krankenkassen solche
MaÃ�nahmen nicht genehmigen dÃ¼rfen. In diesem Zusammenhang hat die
Beklagte ein Schreiben des Gemeinsamen Bundesausschusses vom 27. Januar 2004
sowie ein Schreiben des Bundesministeriums fÃ¼r Gesundheit und Soziale
Sicherung vom 12. August 2003 vorgelegt. Danach ist eine Einmalkathetisierung
von den gesetzlichen Krankenkassen nicht zu Ã¼bernehmen, soweit sie nicht von
den Patienten selbst im Rahmen einer Selbstkathetisierung vorgenommen werden
kÃ¶nnen. Die Legung eines Dauerkatheters wird in diesem Zusammenhang als
erforderlich und medizinisch ausreichend angesehen. Nach den AusfÃ¼hrungen des
Dipl.-Med. S. im Befundbericht vom 09. Dezember 2004 bestehen erhebliche
Bedenken an dem grundsÃ¤tzlichen Ausschluss der Einmalkathetisierung aus dem
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen der
hÃ¤uslichen Krankenpflege. Wie Dipl.-Med. S. Ã¼berzeugend ausfÃ¼hrt, ist beim
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KlÃ¤ger diese Einmalkathetisierung angezeigt und medizinisch notwendig. Insoweit
bestehen erhebliche Zweifel, ob die ErmÃ¤chtigungsnorm in Â§ 92 Abs. 1 Nr. 6 SGB
V einen grundsÃ¤tzlichen Ausschluss sonstiger MaÃ�nahmen durch den
Bundesausschuss der Ã�rzte und Krankenkasse rechtfertigt. Es findet bereits eine
grundsÃ¤tzliche EinschrÃ¤nkung des gesetzlichen Anspruches durch Â§ 37 SGB V
statt. Insoweit ist der Bundesausschuss lediglich im Rahmen des Â§ 92 Abs. 1 Nr. 6
SGB V ermÃ¤chtigt, diese gesetzliche Anspruchsnorm nÃ¤her auszugestalten. Er
darf jedoch nicht grundsÃ¤tzlich medizinisch notwendige MaÃ�nahmen von der
Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen der hÃ¤uslichen
Krankenpflege ausschlieÃ�en, wenn diese MaÃ�nahmen eindeutig zur
Behandlungspflege zÃ¤hlen.

Ein Anspruch des KlÃ¤gers ist jedoch deshalb nicht gegeben, weil die
Einmalkathetisierung untrennbarer Bestandteil der zur Grundpflege gehÃ¶renden
Verrichtung der Blasenentleerung ist. Zur Leistungspflicht der Pflegeversicherung
zÃ¤hlt Behandlungspflege nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts dann, wenn es sich um eine MaÃ�nahme handelt, die
untrennbarer Bestandteil einer Verrichtung aus dem Katalog des Â§ 14 Abs. 4 SGB
XI ist oder jedenfalls mit einer solchen Verrichtung objektiv notwendig in einem
unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang steht (vgl. BSG Urteil vom 30. Oktober
2001, Az.: B 3 KR 2/01 R). In einem solchen Fall ist der zeitliche Aufwand fÃ¼r diese
MaÃ�nahme der Behandlungspflege im Rahmen des Gesamtaufwandes fÃ¼r die
betroffene Verrichtung der Grundpflege als Pflegebedarf zu berÃ¼cksichtigen. Dies
kann zu einer hÃ¶heren Pflegestufe fÃ¼hren, muss jedoch nicht.

Die Kathetisierung des KlÃ¤gers ist untrennbar mit der Verrichtung der
Blasenentleerung verbunden (BSG Urteil vom 22.08.2001, Az. B 3 P 23/00 R).
Ebenso wie die SondenernÃ¤hrung die notwendige Nahrungsaufnahme ersetzt oder
die Stomaversorgung untrennbar mit der Darmentleerung zu verbinden ist (vgl. BSG
Urteil vom 30.10.2001, Az.: B 3 KR 2/01 R), ersetzt die Kathetisierung die
Blasenentleerung. Da die Blasenentleerung zu den Grundverrichtungen der Pflege
gehÃ¶rt, fÃ¤llt diese daher grundsÃ¤tzlich in den Leistungsbereich der gesetzlichen
Pflegeversicherung. Damit ist jedoch auch eine KostenÃ¼bernahme der Beklagten
fÃ¼r diese Behandlungspflege im Rahmen der hÃ¤uslichen Krankenpflege
ausgeschlossen. Dabei spielt es auch keine Rolle, dass in dem letzten
Pflegegutachten vom 13.01.1995 die Einmalkathetisierung noch nicht
berÃ¼cksichtigt wurde, weil zu diesem Zeitpunkt eine Einmalkathetisierung des
KlÃ¤gers noch nicht erfolgt ist. Bereits im Pflegegutachten vom 13.01.1995 wurde
bei der Verrichtung der Darm- und Blasenentleerung ein erhÃ¶hter zeitlicher
Rahmen von 12 x 10 Minuten aufgrund der mit der Darm- und Blasenentleerung
erforderlichen Decubituspflege angenommen. Der KlÃ¤ger kann jederzeit nach dem
Angebot der Beigeladenen im Verfahren eine neue Begutachtung herbeifÃ¼hren
und den Zeitaufwand fÃ¼r die benÃ¶tigte Blasenentleerung im Rahmen des
Pflegegutachtens einflieÃ�en lassen. Ob dies allerdings zu hÃ¶heren Leistungen
fÃ¼hrt, nachdem der KlÃ¤ger bereits Leistungen der Pflegestufe III erhÃ¤lt, mag
dahinstehen. Die Beklagte hat daher zutreffend im Ergebnis trotz nach Auffassung
des Gerichts fehlerhafter BegrÃ¼ndung eine Kostenerstattung und Ã�bernahme der
angefallenen Kosten fÃ¼r die hÃ¤usliche Krankenpflege abgelehnt. Die Klage war
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daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes.

Erstellt am: 15.08.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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